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Ziel des Bebauungsplans 

Mit der Arrondierung einer etwa 0,5 ha großen Fläche am nördlichen Ortsrand von Rosenfeld 

sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine verdichtete Wohnbebauung geschaf-

fen werden. Um das Vorhaben umzusetzen, ist die Aufstellung eines Bebauungsplans erfor-

derlich, da das Plangebiet bauplanungsrechtlich als Außenbereich entsprechend § 35 BauGB 

zu bewerten ist. 

Anlass zur Aufstellung des Bebauungsplans ist ein Bauvorhaben eines lokalen Investors. Die 

vorgelegte Gebäudeplanung sieht eine Gliederung in mehrere Baukörper vor. Die Höhen der 

Geschosswohnungsbauten sollen eine hohe Anzahl an Geschossen mit mindestens 20 

Wohneinheiten ermöglichen. Vorgesehen sind verschiedene Wohnungsgrößen mit Einheiten 

zwischen ca. 50 m² und ca. 200 m² Wohnfläche inkl. Balkon oder Dachterrasse. Die geplante 

Barrierefreiheit eignet sich ideal für eine soziale Durchmischung verschiedenster Bewohner in 

unterschiedlichen Lebensphasen. Der vorgelegte Entwurf zeichnet sich durch großzügig be-

grünte Innenhofbereiche und Grünanlagen mit Spielplatz und verschiedenen Aufenthaltsbe-

reichen aus. 

Die zukünftige Tiefgarageneinfahrt kann direkt von der Erschließungsstraße befahren werden 

und soll neben PKW-Stellplätzen auch ausreichend Fahrradstellplätze und Kellerräume bein-

halten. Entlang der Straße sollen zusätzlich mehrere PKW-Stellplätze entstehen. 

Die Stadt Rosenfeld unterstützt das Vorhaben, um der Nachfrage nach Wohnraum, insbeson-

dere mit verschiedenen Wohnraumgrößen gerecht zu werden. Das Areal eignet sich auch hin-

sichtlich der Topographie, einer ähnlich angrenzender Gebäudetypologie (Hochhäuser) und 

einer guten verkehrlichen Anbindung in Ortsrandlage für die geplante Nutzung. 

Um die oben genannten städtebaulichen Ziele zu erreichen soll der Bebauungsplan als Allge-

meines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt werden. Ermöglicht werden soll eine 

44,50 m hohe Flachdachbebauung in offener Bauweise. Die zulässige Grundflächenzahl liegt 

mit 0,6 zuzüglich einer Überschreitung bis 0,8 höher als der Orientierungswert der BauNVO. 

Die hohe Einwohnerdichte, die mit diesem Bauvorhaben erreicht werden kann, trägt diesem 

Umstand Rechnung. Um die Einwohnerdichte zu sichern, setzt der Bebauungsplan eine Min-

destanzahl an Wohneinheiten fest.  

Verfahrensverlauf 

Der Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan wurde vom Gemein-

derat der Stadt Rosenfeld am 17.10.2024 gefasst. Die Anhörung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 

BauGB) fand vom 25.10.2024 bis 27.11.2024 statt. Die Träger öffentlicher Belange wurden (§ 

4 Abs. 1 BauGB) in gleichen Zeitraum angehört. 

Am 15.05.2025 billigte der Gemeinderat den Entwurf des Bebauungsplans. Die Anhörung der 

Öffentlichkeit (§§ 3 Abs. 2 BauGB) erfolgte vom 26.05.2025 bis 27.06.2025. Die Träger öffent-

licher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) wurden vom 20.05.2025 bis 27.06.2025 angehört.  

Der Gemeinderat hat am 18.12.2025 in öffentlicher Sitzung die von der Öffentlichkeit und den 

Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange abgegebenen Stellungnahmen behan-

delt und den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Die Örtli-

chen Bauvorschriften wurden nach § 74 Abs. 7 LBO BW ebenfalls als Satzung beschlossen. 
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Nach Anzeige und Prüfung durch das Landratsamt Zollernalbkreis trat der Bebauungsplan und 

die Örtlichen Bauvorschriften gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit der ortsüblichen Bekanntma-

chung am _____________ in Kraft. 

Beurteilung der Umweltbelange 

Zum Bebauungsplan wurde ein Umweltbericht mit integriertem Grünordnungsplan erstellt. Im 

Rahmen der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wurden die Auswirkungen des Vorha-

bens auf alle Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB geprüft und die Ergebnisse im 

Umweltbericht dargestellt. Der Umweltbericht beinhaltet den Grünordnungsplan, den Be-

stands- und Maßnahmenplan sowie eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz. 

Als Verminderungs- bzw. Ausgleichsmaßnahmen für die Eingriffe innerhalb des Untersu-

chungsbereiches sind verschiedene Maßnahmen vorgesehen. Dies betrifft u.a. den Umgang 

mit Boden, der Verwendung durchlässiger Beläge, Regelungen zur Beseitigung des Nieder-

schlagswassers und dem Grundwasserschutz. 

Zur vollständigen Kompensation sind außerhalb des Geltungsbereiches weitere Maßnahme 

als Ausgleich vorgesehen. Der Kompensationsbeitrag wird durch eine bereits umgesetzten 

Ökokontomaßnahme im Bereich der Flurstücke Nr. 338 und 337/1 im Umfeld des Bettenberger 

Hofs auf der Gemarkung Rotenzimmern erzielt. Hierbei handelt es sich um die Anlage einer 

ca. 11.072 m² großen Streuobstwiese. 

Parallel zum Umweltbericht wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erstellt. Diese 

kommt zu dem Ergebnis, dass sich für gemeinschaftlich geschützte Arten des Anhangs IV 

FFH-Richtlinie durch die Realisierung des Bebauungsplans keine artenschutzrechtlichen Ver-

botstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ergeben. Es wird keine Ausnahme 

gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG benötigt. 

Berücksichtigung der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Im Rahmen der frühzeitigen Anhörung (§ 3 Abs. 1 BauGB) und der Entwurfsoffenlage (§ 3 

Abs. 2 BauGB) ging jeweils eine Stellungnahme ein. In den Stellungnahmen wurde auf die 

bestehenden Probleme mit der Abwasserentsorgung bei Starkregenereignissen in den an-

grenzenden Wohngebieten hingewiesen. Hier kommt es regelmäßig zu Rückstau und Über-

flutungen. Seitens der Stellungnehmenden bestehen Bedenken bezüglich der Leistungsfähig-

keit des Kanalnetzes für den geplanten Geschosswohnungsbau. 

Den Bedenken wurde entgegnet, dass im Bebauungsplan die Vorgaben des Wasserhaus-

haltsgesetzes berücksichtigt wurden, wonach das unverschmutzte Niederschlagswasser von 

Dach- und Bodenflächen auf dem Grundstück zur Versickerung gebracht werden muss. Nur 

das häusliche Schmutzwasser wird der Kanalisation zugeführt. Die Leistungsfähigkeit der ört-

lichen Kanalisation wurde fachtechnisch geprüft und für ausreichend erachtet. 
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Berücksichtigung der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Die wesentlichen Anregungen und Bedenken, die gegenüber dem geplanten Vorhaben abge-

wogen werden mussten, sind nachfolgend zusammenfassend dargelegt.  

Vor dem Hintergrund des sparsamen Umgangs mit Flächen im Offenlage hat die Untere Na-

turschutzbehörde im Landratsamt Zollernalbkreis um Erläuterung, warum die Schaffung des 

benötigten Wohnraums nicht ohne Beanspruchung des überplanten Areals realisiert werden 

könne. Dabei sollen auch alternative Flächen und Baulücken aufgezeigt werden. Der Stellung 

wurde entgegnet, dass die Entscheidung über die Ausweisung der Fläche als Wohngebiet 

bereits im Rahmen der Fortschreibung des Flächennutzungsplans 2035 stattfand. Durch die 

Rücknahme der Vorratsfläche „Hinter Lau“ aus dem Flächennutzungsplan, ist die Ausweisung 

von Wohnbauflächen an anderer Stelle erforderlich, um der Aufgabe der Stadt Rosenfeld ge-

recht zu werden, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, um erforderlichen 

Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Es handelt sich daher lediglich um einen Flächentausch. 

Der Bedarf an Wohnbauflächen, eine Bestandsaufnahme aller Baulücken sowie eine Alterna-

tivenprüfung wurden im besagten FNP-Verfahren ausführlich thematisiert. 

Die Landwirtschaftsbehörde im Landratsamt Zollernalbkreis äußerte ebenfalls Bedenken und 

wies darauf hin, dass sich die Flächen im Bebauungsplan „Hohenzollernblick“ vollständig in 

der Kategorie Vorbehaltsflur I der Digitalen Flurbilanz befinden. Die Vorbehaltsflur I umfasst 

gemäß der Verwaltungsvorschrift Standorteignungskartierung und Bodenbilanz landbauwür-

dige Flächen (gute Böden) und Flächen, die wegen ihrer ökonomischen Standortsgunst für 

den Landbau wichtig und deshalb der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. In die-

sem Zusammenhang wurde ebenfalls darauf verwiesen, dass im Rahmen der Fortschreibung 

des Flächennutzungsplans 2035 eine ausführliche Alternativenprüfung erfolgte. 

Das Amt für Bevölkerungsschutz führte in seiner Stellungnahme aus, dass die Vorschrift zur 

Dachbegrünung bei Hochhäusern (Fußbodenhöhe > 22 m über dem mittleren Gelände) nicht 

umgesetzt werden könne, da dies der Muster-Hochhausrichtlinie, wonach Bauteile auf Dä-

chern von Gebäuden mit Fußbodenhöhen > 22 m, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen 

müssen, widerspreche. Der Stellungnahme wurde entsprochen. Die Vorschrift wurde geän-

dert. Für Dächer von Gebäuden mit Fußbodenhöhen über 22 m entfällt diese Vorschrift. 

Aufstellung des Bebauungsplans nach Abwägung mit möglichen Planungsalter-
nativen 

Die Entscheidung über die Ausweisung der Fläche als Wohngebiet fand bereits im Rahmen 

der Fortschreibung des Flächennutzungsplans 2035 statt. Durch die Rücknahme der Vorrats-

fläche „Hinter Lau“ aus dem Flächennutzungsplan, war die Ausweisung von Wohnbauflächen 

an anderer Stelle erforderlich, um der Aufgabe der Stadt Rosenfeld gerecht zu werden, die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, um erforderlichen Wohnraum zur Verfü-

gung zu stellen. Es handelte sich daher um einen Flächentausch. Der Bedarf an Wohnbauflä-

chen, eine Bestandsaufnahme aller Baulücken sowie eine Alternativenprüfung wurden im be-

sagten FNP-Verfahren ausführlich thematisiert. 

Rosenfeld, den  

 

Thomas Miller 
Bürgermeister 


